
Während im Ju l i infolge des Korea-Konfliktes vor 
allem Nahrungsmit te l auf Vorrat gekauft wurden, 
breitete sich die Umsatzbelebung im August auch auf 
dauerhafte u n d minderwichtige Güter aus. I m Fach­
handel wurden im August (wertmäßig) u m 15 % .mehr 
Möbel u n d u m 10% mehr Hausrat , im gesamten 
Einzelhandel u m 6% mehr Text i l ien u n d um 4% 
mehr Schuhe verkauft als im Ju l i . Der Umsatz von 
Nahrungsmit te ln ging hingegen um 5 % zurück. Die 
Erwar tung des neuen Preis-Lohn-Abkommens u n d 
der Beginn der Herbstsaison dürften den Geschäfts­
gang des Einzelhandels auch im September weiter 
belebt haben. 

Es fällt auf, daß sich der Notenumlauf trotz stei­
gender Nachfrage fortschreitend stabilisiert. Er stieg im 
J u n i u m 100 Mill . S, im Ju l i u m 74 Mill. S, im August 
n u r noch u m 20 Mill. S u n d ging im September sogar 
u m 14 Mill . S zurück. Diese Entwicklung läßt sich 
vermutlich dami t erklären, daß infolge erhöhter Nach­
frage Konsumentengeld — das meist in F o r m von Bar­
geld gehalten wird — den Unte rnehmern zugeflossen 
ist; die ihre Kassenbestände in Scheckguthaben an­
legen. Es ist daher anzunehmen, daß die Scheckein­
lagen bei den Kredit inst i tuten im August und Sep­
tember stark zugenommen haben. 

Der Index der Industrieproduktion ging der Ur­
laube wegen von 145 1 (1937 = 100) im J u n i auf 133*2 
im Ju l i zurück. ImAugust dürfte nikch bisher vorliegen­
den Teilergebnissen ifh allgemeinen der Produktions­
s tand vom Ju l i gehalten worden sein. In einzelnen 
Zweigen, insbesondere in der eisenschaffenden In­
dustrie, in der Fahrzeug- und Maschinenindustrie so­
wie in der Papierindustrie sind die Exportaufträge 
sprunghaft gestiegen. Mangel an Rohstoffen und 
freien Kapazitäten verhindert jedoch vielfach das 
Ausnützen der sich bietenden Exportchancen. 

Nachdem der saisonbedingte Rückgang der 
Arbeitslosigkeit in der ersten Julihälfte fast zum Still­
stand gekommen war (die verfügbaren Stellensuchen­

den gingen in diesem Zeitraum n u r um 121 zurück), 
. ha t die Nachfragesteigerung der letzten Monate auch 
den Arbeitsmarkt wieder etwas belebt. Die Zahl der 
verfügbaren Arbeitslosen ging im August u n d Septem­
ber u m je 3.400 Personen zurück, lag aber Ende 
September mit 86.129 noch immer um 22.739 Per­
sonen höher als im gleichen Zeitpunkt des Vorjahres. 
Die Zahl der Beschäftigten war Ende August mit 
1,985.117 Personen etwa gleich hoch wie im Vor­
jahre. Der saisonbedingte Tiefstand der Arbeits­
losigkeit (und der H ö h e p u n k t des Beschäftigten­
standes) dürfte heuer ebenso wie im Jahre 1949 ent­
gegen der saisonüblichen Entwicklung, erst im Spät­
herbst erreicht werden. 

Die jExporikonjunktur hat sich bisher erst teil­
weise in den Ergebnissen der Außenhandelsstatistik 
niedergeschlagen. Die Ausfuhr ist von 5207 Mill . S 
im J u n i auf 5101 Mill. S im Ju l i und 494'4 Mill. S 
im^ August zurückgegangen. Nach Ausschaltung der 
Saisonbewegung läßt sich allerdings eine Steigerung 
um 5 % u n d 7 % errechnen. Stärker belebt ha t 
sich vor allem die Ausfuhr nach den OEEC-Staaten 
(ohne Italien) u n d nach den USA, während der Han­
delsverkehr mit I tal ien infolge Drosselung des Kom­
pensationsverkehres rückläufig ist. 

Die am 6. Otkober bekanntgegebene Neu­
ordnung der Wechselkurse beseitigt die Sonderkurse 
der Warenlis ten A (14'40) und C (26). Der gesamte 
Warenverkehr einschließlich der unmit te lbar mit ihm 
zusammenhängenden Dienstleistungen (Provisionen, 
Frachten) wird nunmehr zum Effektivkurs von 21*36 
abgewickelt. Fü r die übrigen Dienstleistungen sowie 
für den Kapitalverkehr gilt weiterhin der Prämien­
kurs von 26 S. Die Bedeutung der Neuregelung darf 
nicht überschätzt werden. Lebenswichtige Waren der 
Liste A werden vorwiegend im R a h m e n des E R P 
eingeführt und unabhängig vom Kurs zu den Inlands­
preisen abgegeben. Außerdem hat der „Einheitskurs" 
von 21*36 S Belassungsquoten und Agios noch nicht 
überflüssig gemacht. 

Das vierte Preis-Lohn-Abkommen 
Das vierte Preis-Lohn-Abkommen, das die öster­

reichische Regierung nach, monatelangen schwierigen 
Verhandlungen am 26. September beschloß, versucht 
d ie längst korrekturbedürft igen Preise einiger wich­
tiger Agrarprodukte (Brotgetreide, Zuckerrüben) zu 
erhöhen u n d einen Tei l der ERP-Subventionen abzu-, 
bauen, ohne daß sich das Reale inkommen der Ar­
beiter, Angestellten, Pensionisten u n d Rentner ver­

schlechtert. Die Lasten des Abkommens sollen in der 
Hauptsache von der gewerblichen Wirtschaft und der 
öffentlichen H a n d getragen werden. 

Ähnlich wie die ersten drei Preis-Lohn-Abkom-
• men wirft auch das vierte neue schwierige Probleme 
auf, die im Grunde dar in wurzeln, daß seit 1945 an 
das Sozialprodukt größere Ansprüche (für Konsum 
und Investitionen) gestellt werden, als durch die Pro-
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duktivität der Wirtschaft gerechtfertigt sind. Wäh­
rend es aber bisher immer wieder möglich schien, 
den unerbi t t l ichen Konsequenzen des zu geringen 
Sozialproduktes auszuweichen, dürfte die Wirtschafts­
polit ik angesichts der rapid abnehmenden Auslands­
hilfe bald nicht mehr in der Lage sein, die tiefer­
liegenden Schwierigkeiten u n d Spannungen mi t den. 
bisherigen Auskunftsmitteln (Dekretierung fiktiver 
Preis-Lohn-Relationen, offene u n d versteckte Subven­
tionen usw.) zu überbrücken. 

Inhalt und quantitative Auswirkungen 

Das vierte Preis-Lohn-Abkommen sieht folgende 
Maßnahmen vor: 

erhöht. Strom wird um durchschnit t l ich 25 % u n d 
Hausbrandkohle u m 23% teurer. Die höheren 
Lohnkosten wurden bereits in die Verbraucher­
preise einkalkuliert . 

d) Alle Löhne und Gehälter werden u m 10%, min­
destens aber u m S 100'— monatl ich (brutto) u n d 
die staatliche Ernährungsbeihilfe für "Kinder von 
S 37'— auf S 60'— monatl ich erhöht. Pensionisten 
u n d Ren tne r erhalten eine monatl iche Zulage 
von 50 S (alleinstehend) und 80 S (verheiratet). 
Die höheren Bezüge werden nach den geltenden 
Lohnsteuersätzen versteuert. Die Höchstgrenze 
zur Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge 
wird von 1.050 S auf 1.500 S erhöht . 

Die quantitativen Auswirkungen des vierten 
Preis-Lohn-Abkommens lassen sich n u r beiläufig 
schätzen, da vielfach verläßliche statistische Unter lagen 
fehlen u n d es sehr ungewiß ist, wie die Wirtschaft 
auf die verfügten Preis- u n d Lohnerhöhungen reagie­
ren wird. Die folgenden Berechnungen u n d Schätzun­
gen können daher n u r vorläufige Ergebnisse liefern, 
die erst durch genauere Untersuchungen erhärtet 
werden müssen. 

/ 
Einkommens- und Preisstruktur der Landwirtschaft 
Die neuen Erzeugerpreise für Weizen, Roggen 

u n d Zuckerrüben werden die Bare innahmen der 
Landwirtschaft u m 150 Mill. S pro J ah r oder u m 10 % 
des Wertes der gesamten Marktleistung erhöhen. 
Andererseits m u ß die Landwirtschaft höhere Preise 
für ERP-Futtermais, Kleie, Strom u n d höhere Löhne 
zahlen. Da sicherlich auch die Preise einiger gewerb­
licher Produkte , insbesondere aber für Handwerks­
leistungen, steigen werden, dürften die landwirtschaft­
lichen Betriebs- u n d Haushal t rechnungen mi t einem 
Mehraufwand von mindestens 100 Mill. S pro J a h r 
belastet werden (allein die Preiserhöhung für impor­
tierten Fut termais verursacht einen Mehraufwand 
von 65 Mill. S). Das Reineinkommen der Landwirt­
schaft wird daher voraussichtlich nu r wenig steigen. 

Übersicht 1 

Mehrerlös der Landwirtschaft1) 

Produkt 
Marktleistung 

194-9/50 
1.000 t 

Erzeugerpreis 
1949/50 1950/51 

S je t 

Verkaufserlös 
1949/50 1950/51 

Mill. S 

174 940"-) 1.350 163'6 234 -9 

136 760 1.100 103'4 149'6 

Zuckerrüben.. •180 200 270 96 -0 129 '6 

Verkaufserlös . 363'0 514 -1 

Mehrerlös + 151'1 

J ) Auf Basis der Marktleistung 1949/50. — 2 ) Gewogener Durchschnitt 
zwischen Kontingent- und Uberkontingentpreis. 

a) Die Landwirtschaft erhäl t höhere Erzeugerpreise 
für Weizen, Roggen u n d Zuckerrüben. Die neuen 
Preise betragen je 100 kg für Weizen 135 S [bisher 
85 Si)], für Roggen 110 S [bisher 75 S 1)] u n d für 
Zuckerrüben 27 S [bisher 20 S]. < 

b) Grundsätzlich werden 'alle Subventionen aus 
ERP-Mit te ln aufgehoben. U m die Lebenshal­
tung nicht allzusehr zu verteuern, sollen jedoch 
im R a h m e n des E R P noch begrenzte Mengen 
wichtiger Waren verbilligt abgegeben werden. 
Hierzu zählen außer Kunstdünger u n d Fettroh­
stoffen, die auch in Zukunft zu den bisherigen 
Inlandspreisen verrechnet werden, vor allem 
Weizen u n d Fut tennais , deren Preise zwar erhöht 
wurden, aber .noch immer unter d | n Weltmarkt­
preisen liegen. Außerdem sind kleinere Stützungs­
beträge für Zucker, Gas, Medikamente u n d H ä u t e 
vorgesehen. 

c) Infolge Erhöhung der Erzeugerpreise wichtiger 
landwirtschaftlicher Produkte u n d der Abgabe­
preise einiger ERP-Lieferungen m u ß t e n die Ver­
braucherpreise für Brot, Mehl, Zucker, Haus­
brandkohle u n d elektrischen Strom sowie die 
Fahrpreise der St raßenbahnen neu geregelt 

^ = _ ^ _ _ J ; werden. Brot kostet n u n m e h r im Einzelhandel 
S 2'40 je kg (bisher S 1'90), Mehl S 2'98 (bisher 
S 1'82), Zucker S 5'50 (bisher S 4T0) u n d Weiß­
gebäck 27 g je Stück (bisher 17 g). Der Preis einer 
Wochenkarte wurde von S 4'50 auf S 5'40 u n d der 
eines Tagesfahrscheines von S 0'80 auf S 1 ' -

*) Letzte Preisnotierung. Der durchschnittl iche Kontin-
gentpreis für die Ernte 1949 betrug infolge von Lagerzuschlägen 
für Roggen 76 S und für Weizen 86 S. Außerdem wurden 
schätzungsweise 75..000,t Überkon tingentweizen zum Durch­
schnittspreis von 105 S abgesetzt. Im gewogenen Durchschnitt 
erzielte daher die Landwirtschaft für Weizen aus der Ernte 1949 
94 S je 100 kg. 
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. Inne rha lb der Landwirtschaft werden sich jedoch 
die Einkommensverhältnisse stark verschieben. Wäh­
rend das E inkommen der vorwiegend Ackerbau 
treibenden Landwir te im Osten Österreichs steigt, 
verschlechtert sich die Lage der vorwiegend Viehzucht 
t reibenden Bauern in den Alpenländern. I m allge­
meinen haben die tierischen Produkte noch immer 
einen bedeutenden Preisvorsprung. W ä h r e n d der neue 
Weizenpreis n u r u m 275 % u n d der neue Roggenpreis 
u m 323% höher liegt als im Jahre 1937, sind die 
tierischen Produkte im Durchschnit t um 477 % teurer 
als vor dem Kriege. Produktionspolit isch ist besonders 
bedenklich, daß der neue Großhandelspreis für 
Weizen mit 138'70 S je 100 kg noch u m 56'30 S niedri­
ger ist als der Preis für Braugerste und u m 11*30 S 
niedriger als der für Hafer. 

Struktur der Agrarpreise 

Produkte 
vor nach 

dem Abkämmen 
1937=100 

Produkte 

Übersicht 2 

vor - nach -
dem Abkommen 

1937=100 

.. Pflanzliche Produkte 

Weizen 240 -3 374'6 

Roggen. . . . . 2 9 3 ' 5 423'3 

Gerste 531'2 531 "2 

Hafer 532'4 532 -4 

Kartoffeln 628"6 628'6 

Zuckerrüben 425'5 574'5 

Sonstiges . . 383"7 383'7 

Tierische, Produkte- t • 

Schlachtochsen I u. II .483*5- 483'5 

Schlachtkühe II 513'6 518 -6 

Schlachtkälber I I T . II .544 - 8 544'8 

-Fleischschweine I I . . . . . 7 0 5 - 5 • "705"5 

Milch 463 -0 463'0 

*Hühncr .746 - l 746 - l 

Eier. 804'3 804'3 

Sonstiges. ? 576'7 576'7 

Insgesamt1) . . . 4 0 1 "2 46T9 

x ) Gewichtung nach Prof. Steden. 

Abbau der Subventionen 

Insgesamj-i);..576'7 5767 

Eine genaue, zahlenmäßige Darstellung des Ab­
baues der Importsubvent ionen ist äußerst schwierig, 
da die Weltmarktpreise schwanken, detaillierte u n d 
endgültige Impor tp läne fehlen, zahlreiche Sonder­
fonds zwecks Manipul ie rung der Preise bestehen und 
die Rechenbasis infolge Vereinheit l ichung der Wech­
selkurse verschoben wurde. Die folgenden Ausführun­
gen stützen sich auf amtliche Schätzungen, die jedoch 
nu r ungefähre Größenvorstellungen vermitteln. 

Vor dem Abkommen wurde die H ö h e der ERP-
Importsubvent ionen auf Basis der Stützungen in den 
ersten Mona ten 1950 auf 1"3 Mrd. S p ro J a h r ge­
schätzt. Diese Schätzung zählt als Subvention n u r den 
Unterschied zwischen inländischem Abgabepreis u n d 
Weltmarktpreis, umgerechnet zum jeweiligen Listen­
kurs. Geht m a n — was methodisch richtiger ist — bei 
allen Waren vom Effektivkurs aus, so erhöht sich der 
Subventionsbetrag auf 1'8 Mrd. S. -

Auf Grund des neuen Abkommens rechnet d i e 
österreichische Regierung damit ; / daß nu r noch 
615 Mill. S ERP-Subventionen beansprucht werden 
müssen, und zwar für Weizen 195 Mill . S, für .Eutter-
mais 105 Mill . S, für Düngemit tel 130 Mill. S, für F e t t 
rohstoffe 68 Mill. S, für Zucker 35 Mill.- S, für Gas. 
45 Mill . S u n d für Arzneirohstoffe und Rohhäute 
37 Mill . S "(siehe Übersicht 3). Diese Sehätzung be­
rücksichtigt bereits, d aß einzelne Subventionen nicht 
mehr ein volles J a h r laufen (z. B. für Füttermais) u n d 
daß (etwa bei Fettrohstoffen) größere Lager bestehen 
u n d daher nu r weniger als der normale Jahresbedarf 
verbilligt eingeführt werden m u ß . . Auf Jahresbasis 
berechnet, betragen die ERP-Subventionen noch 
mindestens 700 Mill. S. 

Der Rückgang der ERP-Subventionen von 
1*8 Mrd. S (ursprüngliche Schätzung vor dem Abkom­
men, berechnet zum Effektivkurs) auf 700 Mill . S 
(Jahresrate nach dem Abkommen) ist jedoch zu einem 
erheblichen T e i l auf die Kürzung der ERP-Hilfe 
zurückzuführen (von 253 Mill. Dollar im Wirtschafts­
j ah r 1949/50 auf 160 Mill. Dollar im Wirtschaftsjahr 
1950/51). Auf Basis des ERP-Importprogrammes 
1950/51 ha t die Erhöhung der Abgabepreise für 
Weizen, Füttermais,- Kohle" und Zucker nu r rund 
450 Mill . S Subventionen erspart. ) 

Übersicht 3 

Schätzung, der ERP-Subventionen für 1950/511) 

Artikel Mill. S Artikel ' Mill. S 

Arzneirohstoffe. 

Rohhäule 

Gas 

Mill. S 

... 35 

. . 2 

. . 45 

Zucker 35 

Düngemittel . . . . . .,130 

Futtermais • . ; 105 

Weizen 195 

Fettrohstoffe 68 

Summe 615 

Die Schätzung berücksichtigt bereits, daß einzelne Subventionen nicht mehr 
ein volles Jahr laufen. 

Lebenshaltungskosten und Löhne 

Nach- dem-: -von -den-" Wirtsdiaiiskammern--zur_ 
gründe gelegten Verbrauchsschema 1 ) verteuert die im 
Abkommen beschlossene Erhöhung der Verbraucher­
preise die Lebenshaltung zweier erwachsener Personen 
um 12'64 S p ro Woche oder um 5473 S pro Monat . 
Für ein Kind beträgt der Mehraufwand 4'94 S pro 
Woche oder 2178 S pro Monat . 

*) Der Lebenshaltungskostenindex des Institutes gibt die 

Verteuerung nur abgeschwächt wieder, da er auf e inem Vorv 

kriegs-Verbrauchsschenia: beruht, das weniger'Brot, Mehl,. Strom., 

und Straßenbahnfahrten enthält, als heute im. Durchschnitt ver­

braucht wird. 
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Übersicht 4 

Verteuerung der Lebenshaltung nach dem Aufwands-
Schema der Wirtschaftskammern 

Verbrauchs- i. -n • ' r> • Mehrautw; 
Ware menge- • .-alt^ Pf !s P,B» in S 

p r o w l c h c <nS ,eE .nhe , t p j ? W o c 

a) für 2 Erwachsene 

Brot 3 1*90 2*40 1"50 

Scauntln .Stück 36 0"17 0'27 3'60 

M e h l . . kg 2 7 0 1*82 2*98 3*13 

Zucker ::,k£ 0"80 4*10 5*50 ' 1"12 

Kohle ,' kg 15*34. 38*81!) 47*74") 1*37 

Strom kWh 3*46 0'73 0*91 0*62 

Straßenbahnfahrten . 2 .. .0*80 l'OO Qr40 

Wochenkarte i 4*50 5*40 0*40 

Insgesamt pro Woche , . . 12*64 

; .' b) für 1 Kinif • - . 

Brot'.v ..kg -1*20 1*90 2'40 ' .0*60 

Semmeln Stück lg. . 0*17 . 0*27 ,1*80 

Mehl... , kg 1*35 .1*82 2*98 1*57 

Zucker kg 0*45 4*10 5'50 0*63 

Kohle".' kg 3*83 38*81') 47*74') ß*34 

Insgesamt pro Woche I 4*94 

") für 100 kg. 

Diese absoluten Beträge wurden nach einem Auf­
wandschema errechnet, das relativ (im Vergleich zum 
Durchschnit tsverbrauch der gesamten städtischen 
Bevölkerung) viel Brot u n d Mehl, dagegen relativ 
wenig Straßenbahnfahr ten enthält : Insbesondere 
der ..Verbrauch von Mehl (einschließlich des Ver­
brauches von Grieß u n d Teigwaren)] is t nicht nu r 
bedeutend höher als vor dem Kriege^(sondern über­
steigt auch die le tz ten.Rat ionen, die im allgemeinen 
nicht meh r voll ausgenützt wurden. Man darf daher 
annehmen, daß das Verbrauchsschema wohl für einen 
Arbeiterhaushalt mit! unterdurchschnit t l ichem Ein­
kommen (der relativ viel Brot und Mehl konsumiert) 
zutrifft, nicht jedoch für einen Angestelltenhaushalt , 
oder für den Durchschnit t sämtlicher unselbständig 
Erwerbstätigen. Überhaupt müssen Durchschnitts-

-rechnungen mi t Vorsicht" beurteil t werden, da die 
Einkömmehsverliältnisse . u n d Verbraüchsgewohn-
heiten seit Aufhebung der Bewirtschaftung nicht n u r 
zwischen verschiedenen Bevölkerungsschichten, son­
dern auch innerha lb der Arbeiterschaft (je nach -der 
Größe der Familie, der Zahl der Einkommensempfän­
ger u n d der H ö h e des Einkommens) stark differen­
ziert sind. 

Die zum Ausgleich der erhöhten Lebenshal tungs : 

kosten, gewährten Lohn-, und,. Gehaltserhöhungen 
QQüh n-ur-jdestens,; aber. ...1.00-.,. S,.. .Erhöhung; der 
Ernährungsbeihilfen je Kind von 37 S auf-60 S-pro 

- Übersicht 5 

Vergleich verschiedener Aufwandsberechnungen für 

eine vierköpfige Arbeiterfamilie 

Schema der Letzte Vorkriegs-
\Vare Wirtschaftskammer Rationen verbrauch1) 

Verbrauchsmenge je Woche 

Brot kg 5*40 5*20 5*49 

Semmeln , . . .kg 3*31 2*48 1*38 

Mehl kg 5*40 2*20 1*70") 

Zucker kg 1*70 1*28 1*47 

Kohle kg 23*00 — 23*08a) 

Strom hin 3*46 — 1*38 

S.traßenbahnfahrten 14«) — 7*70 

*) Auf Grund von Haushaltsstatistikcn der Wiener Arbeiterkammer. — 

-) Außerdem 0*16 £g Grieß und 0*11 kg Teigwaren. — 3 ) Kohle und Koks. — 
4 ) 2 Tagesfahrscheine H- 1 Wochenkarte. 

Monat) wirken sich je nach Einkommenshöhe und 
Familienverhältnissen verschieden aus. Bezogen auf 
einen Durchschnit ts lohn von 750 S brut to pro Monat , 
beträgt die E rhöhung der Brut tolöhne für einen 
ledigen Arbeiter 13'9%, für einen verheirateten Ar­
beiter mit e inem Kind 16"6% u n d mi t zwei K inde rn ' 
18'2f% • Die entsprechenden Gehaltserhöhungen für 
Angestellte sind infolge ihrer höheren Durch­
schnit tseinkommen etwas niedriger. Insgesamt dürfte 
die Lohn- u n d Gehaltssumme der österreichischen 
Wirtschaft (einschließlich Kinderzulagen) u m 14% 
steigen. 

Vom höheren Brut toeinkommen müssen die 
Arbei tnehmer höhere Steuern u n d Sozialversicherungs-
beiträge zahlen. Der Net to lohn eines ledigen Arbeiters 
mi t 750 S bru t to steigt n u r um 11'3.% (brutto 13'9%) 
u n d j ener eines verheirateten Arbeiters ohne Kind 
um 12" 1% (13'9%), mit einem Kind u m 15'0% 
(16"6%), mi t zwei Kindern um 17"5% (18'2%)• 

Da die Lohnsteuer stark progressiv ist u n d die 
Beitragsgrenze für Leistungen an die Sozialver­
sicherung von 1.050 S auf 1.500 S erhöht wurde, läuft 
die ab 1.000 S monatl ich scheinbar -proportionale 
Lohnerhöhung, tatsächlich auf eine weitere Nivel­
l ierung der Löhne und Gehälter Irinaus. Ein lediger 
Angestellter m i t 600 S brut to (vor der Erhöhung) er­
häl t netto u m 75 S pro Monat mehr, ein lediger An­
gestellter mi t . 1.400 S dagegen nur u m 50 S. 

Ein Vergleich des Net tomehreinkommens aus 
Übersicht 6 mi t dem von den Wirtschaftskammern 
kalkulierten Mehraufwand (54 r73 S für zwei Erwach-
sehe .und-2r78 S für jedes Kind) zeigt, daß das zusätz­
liche Net toe inkommen in allen Fällen höher ist .als 
die. Mehrbelastung, infolge der unmit te lbaren. Aü'swiir 
küngeh des Abkommen.^ Es ist jedoch zu ; berücksich-

5 6 * 
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Veränderung der Nettogehälter nach Einkommensstufen 

Monatsbezüge in S 

Übersicht 6 

Bruttoein Je orouicn 

vor nach 1) Differenz 
Erhöhung 

Lcdige 
vor nach 

Erhöhung 
Differenz 

Nettoeinkommena) 
Verheiratete 

vor nach Differenz 
Erhöhung 

Verheiratete mit 2 Kindern 
vor nach Differenz3) 

Erhöhung a) b) 

600 700 100 523 598 75 530 610 80 542 626 84 130 
700 800 100 598 671 73 610 689 79 626 709 83 129 
800 900 100 671 741 70 689 766 77 709 790 81 ' 127 
900 1.000 100 741 809 68 766 842 76 790 870 80 126 

1.000 1.100 100 809 «80 71 842 921 79 870 953 83 129 
1.100 1.210 110 880 946 66 921 996 75 953 1.034 81 127 
1.200 1.320 120 953 1.014 61 1.003 1.075 72 1.040 1.119 79 125 
1.300 1.430 130 1.024 1.079 55 1.084 1.152 68 1.127 1.202 75 121 
1.400 1.540 140 1.093 1.143 50 1.163 1.229 66 1.212 1.287 75 121 
1.500 1.650 150 1.160 1.214 54 1.241 1.313 72 1.296 1.377 81 127 
1.600 1.760 160 1.224 1.278 54 1.317 1.393 76 1.377 1.462 85 131 
1.700 1.870 170 1.285 1.338 53 1.391 1.469 78 1.457 1.545 88 134 
1.800 1.980 180 1.342 1.394 52 1.462 1.543 81 1.534 1.625 91 137 
1.900 2.090 190 1.393 1.445 52 1.530 , J.614 84 1.607 1.702 95 141 
2.000 2.200 200 1.443 1.500 i 57 1.596 1.687 91 1.679 1.781 102 148 
2.500 2.750 * 250 . 1.685 1.760 75 1.909 2.009 100 2.016 2.126 110 156 
3.500 3.850 350 2.120 2.227 107 2.441 2.581 140 2.586 2.737 151 197 

*) 10% Erhöhung, mindestens 100 S. — 2 ) Sozialversichcrungsbeitrag 8'75%, Arbeiterkammerbeitrag 0*5%; Beitragshöchstgrenze vor der Erhöhung 1.050 S, nach 

der Erhöhung 1.500 S. — 3 ) a) ohne, b) einschließlich der Differenz aus der Erhöhung der .Kinderzulagen von 37 S auf 60 S je Kind. 

tigen, daß die Lebenshaltungskosten infolge des Preis­
auftriebes auf den Wel tmärkten ^ u n d wegen saison­
bedingter Einflüsse bereits im September gestiegen 
sind. Un te r anderem wurden Genußmit te l (Kaffee, 
Schokolade), einige Texti l ien, Eier l ind Rindfleisch 
teurer. Außerdem dürften infolge! Oer Lohn- und 
Gehal tserhöhungen zumindest in einigen Fällen auch 
die nicht im Abkommen regulierten Preise steigen. 
Es läßt sich daher gegenwärtig noch nicht abschätzen, 
ob es tatsächlich gelungen ist, das bisherige Realein­
kommen der Arbeiter und Angestellten unveränder t 
zu erhalten. 

Belastung des Staatshaushaltes 

Der Staat m u ß auf Grund des Abkommens 
höhere, Löhne, Pensionen, Ren ten u n d Kinderbei­
hilfen in H ö h e von 1.050 Mill. S pro J a h r zahlen. 
Andererseits fließen ihm in Form höherer Steuerein­
gänge, Arbeitslosenversicherungsbeiträge u n d Erhö­
h u n g der Beitragsgrenze für die Bemessung der 
Kinderbeihilfe Mehre innahmen in H ö h e von 
500 Mill . S zu. Die Nettobelastung beträgt demnach 
auf Jahresbasis 550 Mill. S. Außerdem soll jedoch der 
Staat Impor te aus Budgetmit teln stützen, die bisher 
im R a h m e n des E R P bezogen u n d verbilligt abge­
geben wurden, infolge der Kürzung der Dollarhilfe 

aber in Hinkunf t aus dem Südosten zu Weltmarkt­
preisen kommerziell eingeführt werden müssen. Die 
Schätzungen über die H ö h e dieser Importsubven­
t ionen weichen stark voneinander ab. Soferne jedoch 
der normale Importbedarf der österreichischen Wirt­
schaft für das Wirtschaftsjahr 1950/51 gedeckt werden 
soll, wird der Staat bei den gegenwärtigen Inlands­
preisen für Brotgetreide, Futtergetreide u n d Fettrolv 
Stoffe mindestens mi t 400 Mill. S Importsubvent ionen 
belastet werden. 1 ) Die Nettobelastung des Staates er-

Übersicht 7 

Belastung des Staatshaushaltes 

(berechnet auf Jahresbasis) 

Mehrausgaben1) Mill. S 

Löhne und Gehälter 375 

Pensionen 175 

Sozialversicherung 140 

Renten , 110 

Kinderbeihilfen 250 

Mehreinnahmen Mill. S 

Lohnsteuer 160 

Bcsatzungskostcnstcucr 50 

Beiträge zur Kinderbeihilfe . . . 150 

Umsatzsteuer 120 

Sonstiges 20 

Summe ..1.050 Summe 500 

*) Außerdem wird der Staatshaushalt durch Impprtsubvcntioncn in Höhe von 

etwa 400 Mail. S belastet werden. 

*) Das Finanzministerium rechnet vorläufig nur mit 

200 Mill . S Importsubventionen u n d kommt damit zu e inem 

Bruttodeüzit von 1 M Mrd. S. 



höht sich dami t auf 950 Mill. S p r o Jahr . Allein für 
das letzte Quar ta l 1950 rechnet der Finanzminister 
mi t einem Mehraufwand von 250 Mill . S. 

Die Deckung des Mehraufwandes sollte im Jahre 
1950 keine Schwierigkeiten bereiten. Die bisherigen 
Gebarüngsergebnisse lassen für das J a h r 1950 einen 
Überschuß im ordentl ichen Budget von 700 bis 
800 Mill. S erwarten. Davon müssen etwa 500 Mill. S 
für das außerordentl iche Budget verwendet werden 
(im außerordent l ichen Budget sind Ausgaben in H ö h e 
von T ' l Mrd . S vorgesehen, wovon jedoch n u r 
600 Mill . S aus dem Counterpart-Fonds gedeckt 
werden), so daß ein Betrag von 200 bis 300 Mill. S 
zur Deckung des Mehraufwandes aus dem vierten 
Preis-Lohn-Abkommen verbleibt. I m Jahre 1951 
dürfte es dem Staat schwer fallen, auch nu r den 
ordentl ichen Hausha l t auszugleichen; für Investi­
t ionen werden n u r geringe Mittel bereitstehen. 

Belastung der gewerblichen Wirtschaft 
Die gewerbliche Wirtschaft m u ß höhere* Löhne 

u n d Gehälter, höhere Sozialversicherungsbeiträge 
(Arbeitgeberanteil), höhere Beiträge für die staatliche 
Kinderbeihilfe u n d höhere Strompreise bezahlen. Auf 
Griind einer Lohn- u n d Gehaltssumme der gewerb­
lichen Wirtschaft von 12 Mrd. S, läßt sich eine Erhö­
h u n g der Gestehungskosten u m 1"8 bis 2 0 Mrd. S 
schätzen. Diese Gesam.tbelastft.ng wird sich auf die ein­
zelnen Branchen sehr verschieden auswirken. Während 
sich die Kosten kapitalintensiver Betriebe, die Roh­
stoffe' zu bisherigen Preisen beziehen \ können, nu r 
unbedeutend erhöhen werden, ist die Belastung lohn­
intensiver Betriebe bedeutend. Vor aJjliJm die Kosten 
der Dienstleistungsgewerbe werden stark steigen. Wie 
weit die Unternehmer , die n u n sowohl mi t erhöhten 
Lebenshaltungskosten als auch mit gesteigerten Pro­
duktionskosten rechnen müssen, die ihnen zugemutete 
Belastung t rägen werden, ohne in höhere Preise aus­
zuweichen, wird die weitere Entwicklung zeigen. 

Die wirtschaftliche Problematik * 
Die verbilligte Abgabe von ERP-Lieferungen 

bedeutet, gesamtwirtschaftlich gesehen, daß die ameri­
kanische Hilfe teilweise konsumtiv verwendet u n d 
damit ih rem Hauptzwecke — Österreich beim 
Wiederaufbau einer leistungsfähigen Wirtschaft zu 
helfen — entzogen wird. Die österreichische Bevöl­
kerung genießt zwar dadurch einen höheren Lebens­
standard als das aus eigener Kraft produzierte Sozial­
produkt — nach Abzug jenes Teiles, der für Investi­
tionen u n d für öffentlichen Konsum beansprucht 
wird — gestattet würde, vernachlässigt jedoch die 
wirtschaftliche Vorsorge für die Zukunft : Der ökono-
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mische Sinn des Abbaues der ERP-Subventionen 
scheint daher vor allem dar in zu liegen, daß der. 
private Konsum eingeschränkt u n d die Investitions­
tätigkeit im Wege höherer Counterpart-Eingänge ver­
stärkt wird. 

Das neue Preis-Lohn-Abkommen läßt dieses Er­
gebnis — zumindest soweit sich seine Lasten tat­
sächlich so verteilen, wie es die Gesetzgeber annehmen 
— nicht erwarten. Woh l wird infolge E rhöhung der 
Abgabepreise für einige ERP-Güter mehr auf Counter-
parts eingehen u n d daher aus diesem Fonds auch 
mehr investiert werden können. Andererseits wird 
jedoch die Möglichkeit privater u n d öffentlicher (aus 
laufenden "Budgetmitteln finanzierter) Investi t ionen 
beschränkt. Das Abkommen gesteht, wie bereits er­
wähnt wurde, der Landwirtschaft ein etwas höheres 
E inkommen zu, will aber das Reale inkommen der 
Unselbständigen erhalten u n d bürdet dami t die 
Lasten.^des Subventionsabbaues u n d der Erhöhung 
der inländischen Agrarpreise der öffentlichen H a n d 
u n d der gewerblichen Wirtschaft auf. Beide reagieren 
jedoch auf eine Verminderung ihres Einkommens 
vorwiegend mi t einer Einschränkung der Investitions­
tätigkeit, da ihr Konsum ziemlich unelastisch is t 1 ) . 
Wieweit sich diese e inander entgegen wirkenden Fak­
tofen (höhere Counterpart-Eingänge, niedrigere pri­
vate u n d öffentliche Investitionen) ausgleichen, läßt 
sich kaum zutreffend abschätzen. Sicher ist jedoch, 
daß das Abkommen die Verwendung des Sozialpro­
duktes (für pr ivaten Konsum, öffentlichen Konsum 
u n d Investitionen) n u r wenig beeinflußt u n d haupt­
sächlich auf eine Verschiebung des Völkseinkommens 
zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen hinausläuft. 

Dieses Ergebnis ist im Hinbl ick auf die hohe 
Auslandsabhängigkeit der österreichischen Wirtschaft 
u n d die daraus folgende Notwendigkeit, alle Kräfte 
auf die Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit zu kon­
zentrieren, zweifellos wenig befriedigend, könnte 
jedoch zunächst — solange noch die Auslandshilfe 
fließt — ohne nachteilige Folgen bleiben. Das Bild 
änder t sich jedoch sofort, wenn man die isolierende 
Betrachtung des Abkommens verläßt u n d wenn man 
berücksichtigt, daß die direkte u n d indirekte ERP-
Hilfe von 257 Mill. Dollar im Wirtschaftsjahr 1949/50 
auf voraussichtlich 160 Mill. Dollar im Wirtschafts­
j ah r 1950/51 oder u m fast 40% gekürzt wurde (der 
reale W e r t der Auslandshilfe ist noch stärker zurück­
gegangen, da inzwischen die Weltmarktpreise gestie-

*) Eine Ausnahme bildet das Einkommen aus kleingewerb­
l ichen Betrieben, das vorwiegend konsumiert wird. Gerade das 
Kleingewerbe u n d das Handwerk können sich jedoclv verhältnis­
mäßig leicht den Lasten des Abkommens entziehen. 
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gen sind). Eine solche Kürzung m u ß — un te r sonst 
gleichbleibenden Umständen — eine fühlbare Ein­
schränkung der Investitionstätigkeit nach sich ziehen, 
da bisher ein beträchtlicher Te i l der gesamten Brutto­
investi t ionen direkt oder indirekt durch die Auslands­
hilfe finanziert wurde. Diese Konsequenz wäre ver­
meidbar gewesen, wenn das neue Preis-Lohn-Abkom­
men — entsprechend dem oben skizzierten Grund­
gedanken des Subventionsabbaues — den privaten 
Konsum eingeschränkt hät te . Un te r den gegebenen 
Verhältnissen wird jedoch der Rückgang der Aus­
landshilfe voll auf die Investi t ionen zurückwirken. 
Da die Produktions- u n d Beschäftigtenstruktur 
relativ unelastisch ist, müssen besonders in dem stark 
lohnintensiven Baugewerbe, aber auch in einigen an­
deren vorwiegend auf den Inlandsmarkt angewiesenen 
Investit ionsgüterindustrien erhebliche Anpassung­
schwierigkeiten befürchtet werden 1 ) . Die Wirtschafts­
poli t ik wird in absehbarer Zeit vor der schwierigen 
Alternative stehen, entweder einen Rückgang der 
Beschäftigung in den Investit ionsgüterindustrien, ins­
besondere im Baugewerbe, Zuzulassen, oder aber durch 
monetäre Vollbeschäftigungsmaßnahmen künstlich 
einen hohen Beschäftigtenstand zu erhal ten u n d 
damit einen inflationistischen Preisauftrieb auszulösen. 

Diese Konsequenzen werden sich allerdings n u r 
dann in voller Schärfe geltend machen, wenn sich 
die Lasten des Abkommens tatsächlich so verteilen, 
wie es die Gesetzgeber beabsich&gten. Bestünde eine 
straffe Planwirtschaft, so1 wäre es . möglich, durch 
behördliche Regul ierung der Preise iund Löhne eine 
grundlegende Neuvertei lung des ^Yolkseinkominens 
durchzusetzen. Un te r den in Österreich gegebenen 
Verhältnissen jedoch sind Löhne u n d Preise n u r teil­
weise (soweit es sich u m Monopolpreise oder u m amt­
lich kontroll ierte Preise handelt) durch politische 
Willensakte zu beeinflussen. Vor allem scheinen ge­
nerelle Lohn- und Gehal tserhöhungen kaum sehr 
geeignet, den Unternehmerante i l am Volkseinkommen 
zu schmälern. So alarmierende M a ß n a h m e n lösen all­
gemein d ie Erwar tung steigender Preise aus u n d schaf­
fen für die Unte rnehmer die marktmäßigen Voraus­
setzungen, sich durch Preiserhöhungen der wirt­
schaftspolitisch beabsichtigten Kürzung ihres Ein­
kommens zu entziehen. 

Diese Anpassungsscliwierigkeiten l ießen sich vermeiden, 
wenn die nicht mehr i m Inland absetzbaren Investitionsgüter 
exportiert werden. Dies ist jedoch — selbst wenn die gegen­
wärtige Exportkonjunktur auch auf Zweige übergreift, die 
normalerweise nicht exportieren (wie z. B. die Baustoffindustrie) 
— nur teilweise möglich. Vor al lem ist gerade das Baugewerbe 
fast ausschließlich auf die inländische Nachfrage nach Investi­
tionsgütern angewiesen. 

In der gegenwärtigen Situation werden sicher­
lich viele Betriebe die erhöhten Kosten tragen, ohne 
in höhere Preise auszuweichen. Einige verstaatlichte 
Betriebe u n d private Monopole haben bereits zuge­
sichert, ihre bisherigen Inlandspreise beizubehalten 
(es handel t sich meist um Branchen, die sich im 
Expor t schadlos hal ten können). Viele, insbesondere 
kleingewerbliche und handwerkliche Betriebe jedoch, 
dürften ihre Preise erhöhen. Im ganzen gesehen m u ß 
man wohl annehmen, daß die gewerbliche Wirtschaft 
die ihr aufgebürdeten Lasten teilweise auf andere 
Bevölkerungsschichten überwälzen wird. Dadurch 
mögen die aufgezeigten Rückwirkungen auf die Inve­
stitionstätigkeit u n d den Beschäftigtenstand abge­
schwächt werden. Andererseits wird sich jedoch die 
Spannung zwischen Preisen und Löhnen verschärfen, 
u m so mehr als der vom Wel tmarkt ausgehende Preis­
auftrieb bisher erst teilweise auf die Letztverbraucher­
preise überwälzt wurde u n d in den Herbs tmonaten 
erfahrungsgemäß ein saisonbedingter Preisauftrieb 
einsetzt. Zur Sorge um die Erha l tung eines hohen 
Beschäftigtenstandes wird daher noch die Sorge u m 
die Stabilität des Lohn- u n d Preisniveaus treten. 

Die Schwächen der bisherigen Preis-Lohn-Ab­
kommen wurden durch das starke Steigen der Produk­
tion u n d der Produktivi tä t verdeckt. Die Bevölkerung 
wurde nicht gewahr, daß die auf eine Neuvertei lung 
des Volkseinkommens gerichteten Maßnahmen ihre 
Ziele immer n u r teilweise erreichten, da das steigende 
Sozialprodukt bisher allen Bevölkerungsschichten 
einen höheren Lebensstandard sicherte. Außerdem 
bot die hohe Auslandshilfe die Möglichkeit, klaren 
Entscheidungen auszuweichen u n d durch konsumtive 
Verwendung der Hilfslieferungen das Mißverhältnis 
zwischen dem aus eigener Kraft produzierten Sozial­
p rodukt u n d den Einkommens- u n d Konsumansprü­
chen der Bevölkerung zu überbrücken. 

Die Lage nach dem vierten Preis-Lohn-Abkom­
men ist bedeutend ernster. Nachdem die verfügbaren 
Produktionskapazitäten bereits weitgehend ausgenutzt 
u n d die nachkriegsbedingten Produktionsengpässe 
überwunden sind, wird es immer schwieriger, P r o d u k t 
t ion u n d Produktivi tä t zu steigern. Auch die Möglich­
keit, den Konsequenzen eines niedrigen Sozial­
produktes durch konsumtive Verwendung der Aus­
landshilfe auszuweichen, schwindet mi t dem Rück­
gange der Dollarzuteilungen. Berücksichtigt man 
weiters, daß in nicht allzuferner Zukunft auch die 
noch bestehenden ERP-Subventionen abgebaut wer­
den müssen, so drängt sich die Erkenntnis auf, daß 
— unbeschadet der außerordentl ichen Fortschritte 
seit 1945 — für die Lebensfähigkeit Österreichs wesent­
liche Probleme erst gelöst werden müssen. 


